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richtshof innerhalb derselben Frist bezifferte Anträge zu unter­
breiten.

4. Die Kostenentscheidung bleibt dem Endurteil vorbehalten.
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Pescatore Kutscher Serensen O'Keeffe

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 14. Mai 1975.

Der Kanzler Der Präsident

A. Van Houtte R. Lecourt

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS ALBERTO TRABUCCHI
VOM 23. APRIL 1975 1

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

1. Die Verordnung Nr. 974/71 des Ra­
tes vom 12. Mai 1971 (ABl. L 106, S. 1),
mit der sich der Gerichtshof bereits zu

befassen hatte, führte ein System von Aus­
gleichsbeträgen ein, das durch Verord­
nung Nr. 1471/71 der Kommission vom
9. Juli 1971 (ABl. L 154, S. 26) auf Raps-
und Rübsensamen erstreckt wurde. Diese

Ausdehnung wurde damit begründet, daß
sich eine Anwendung der Ausgleichsbe­
träge für Raps- und Rübsensamen „der
neuen Ernte, deren Vermarktung am An­
fang des Wirtschaftsjahres beginnt, als
notwendig" erwiesen habe. Nachdem das
System der Ausgleichsbeträge auf Frank­
reich ausgedehnt worden war, setzte die
Kommission in der Verordnung Nr.

17/72 vom 31. Dezember 1971 (ABl. L 5,
S. 1) die ab 3. Januar 1972 auf die fragli­
chen Erzeugnisse im Handel zwischen
Frankreich und Drittländern anwendba­

ren Ausgleichsbeträge fest; es wurde die
Gewährung von Ausgleichsbeträgen bei
der Ausfuhr und eine entsprechende Er­
hebung bei der Einfuhr nach Frankreich
vorgesehen. Mit Verordnung Nr. 144/72
vom 21. Januar 1972 (ABl. L 19, S. 1) er­
höhte die Kommission diese Beträge ab
24. Januar. Mit Verordnung Nr. 189/72
vom 26. desselben Monats (ABl. L 24, S.
25) schaffte die Kommission jedoch mit
Wirkung ab 1. Februar die Ausgleichsbe­
träge auf dem Gebiet der betreffenden
Erzeugnisse mit folgender Begründung
ab: „Angesichts der gegenwärtigen Markt­
situation ist die Erhebung dieser Aus­
gleichsbeträge zur Vermeidung von Stö-

1 — Aus dem Italienischen übersetzt.
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rungen im Handel mit den (traglichen)
Erzeugnissen nicht mehr unbedingt not­
wendig".

Die Firma Comptoir National Technique
Agricole, Paris, fühlt sich durch diese
schlichte und einfache Abschaffung ge­
schädigt, soweit dadurch laufende Ver­
träge betroffen sind, und hat eine Scha­
densersatzklage gegen die Kommission
angestrengt.

2. Es besteht ein mittelbarer Zusam­

menhang zwischen dem überwiegenden
Teil des von der Klägerin behaupteten
Schadens und der in Artikel 27 der Ver­

ordnung Nr. 136/66 des Rates vom 22.
September 1966 über die Errichtung
einer gemeinsamen Marktorganisation
für Fette (ABl. 172 vom 30. September
1966, S. 3025) für in der Gemeinschaft
geerntete und verarbeitete Ölsaaten vorge­
sehenen „Beihilfe". Diese Form der Sub­
ventionierung durch die Gemeinschaft,
die an das britische System der „defi­
ciency payments" erinnert, wurde auf
dem Sektor dieser Erzeugnisse anstelle
einer Abschöpfung vorgesehen, da deren
Einführung wegen des beträchtlichen
Defizits, durch das die heimische Erzeu­
gung pflanzlicher Fette im Gemeinsa­
men Markt gekennzeichnet war, nicht
zweckmäßig erschien. Die Höhe des Zu­
schusses entspricht dem Unterschied zwi­
schen dem Richtpreis und dem im allge­
meinen niedrigeren Weltmarktpreis.
In der Klageschrift wird zwar der Scha­
den beziffert, jedoch nicht klar erläutert,
worin er bestehen und welcher Zusam­

menhang zwischen ihm und der Abschaf­
fung der Ausgleichsbeträge gegeben sein
soll. In ihrer Erwiderung trägt die Kläge­
rin indes vor, infolge der Erstarkung des
französischen Frankens sei die Erhebung
von Ausgleichsbeträgen bei der Einfuhr
unentbehrlich gewesen, um dem französi­
schen Unternehmer weiterhin den

Schutz zu bieten, der mit der „Beihilfe"
beabsichtigt gewesen sei; der behauptete
Schaden sei ihr dadurch entstanden, daß
sie wegen der Abschaffung der auf Er­
zeugnisse aus Drittstaaten erhobenen Aus­
gleichsbeträge einem verschärften — und

ihrer Ansicht nach anomalen — Wettbe­

werb solcher Einfuhrerzeugnisse ausge­
setzt worden sei: Für diese Erzeugnisse
sei das Gleichgewicht nicht mehr wieder­
hergestellt worden, das durch die Wäh­
rungsschwankungen und besonders
durch die Schwäche des Dollars ge­
genüber dem französischen Franken ge­
stört worden sei, gerade in deren Folge
aber habe sich die in dem bereits genann­
ten Artikel 27 vorgesehene Beihilfe in
der Praxis teilweise als wirkungslos erwie­
sen.

Entgegen der Ansicht der Beklagten
möchte ich vorweg festhalten, daß die
Klage hinsichtlich des insoweit geltend
gemachten Schadens nicht allein deshalb
unzulässig ist, weil die Klageschrift zu
diesem Punkte unergiebig ist. Denn es
trifft nicht zu, daß in der Klageschrift je­
der Hinweis auf die Umstände fehlte, die
dann in der Erwiderung genauer beschrie­
ben wurden und die die Klägerin als Aus­
löser und als ursächlich für den behaupte­
ten Schaden ansieht.

Was allerdings die Begründetheit der
Klage anlangt, scheint es mir zunächst
schwer vorstellbar, daß die Kommission
wegen der behaupteten Minderung des
Handelswertes der Waren, für die der Klä­
gerin im Wege der Vorausfestsetzung
eine Beihilfe bewilligt worden war, eine
Haftung trifft, auch wenn diese Minde­
rung in der Gemeinschaft die Folge einer
auf wirtschaftspolitische Überlegungen
gestützten Maßnahme gewesen sein mag,
wie dies bei der Aufhebung der Aus­
gleichsbeträge, um die es hier geht, zwei­
fellos der Fall war.

Die Klägerin irrt, wenn sie meint, bei
den im Zusammenhang mit den Wäh­
rungsausgleichsbeträgen getroffenen Maß­
nahmen der Gemeinschaft müßten der

währungs- und der wirtschaftspolitische
Aspekt auseinandergehalten werden.
Zwar trifft es zu, daß sich die Auswirkun­
gen der Währungsmaßnahmen auf die
Warenpreise in einer bloßen rechneri­
schen Anpassung erschöpfen können, die
jede Ermessensbefugnis ausschließt, doch
trifft es ebenso zu, daß die Ausgleichsbe-
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träge nicht automatisch in jedem Fall
angewendet werden, in dem sich eine der­
artige Inzidenz feststellen läßt, sondern
nur dann, wenn diese „zu Schwierigkeiten
führen würde", wie es in der letzten Be­
gründungserwägung der Verordnung Nr.
974/71 ausdrücklich heißt; zudem muß
es sich um Schwierigkeiten handeln, die
nicht bloß den einzelnen Unternehmer,
sondern das Funktionieren der gemeinsa­
men Marktorganisation und insbesondere
das Preissystem und die Interventionsme­
chanismen berühren. Sobald diese Ge­

fahr gebannt ist, sind die Ausgleichsbe­
träge daher abzuschaffen, auch wenn von
den Währungsschwankungen weiterhin
Wirkungen auf die Warenpreise ausge­
hen.

Unabhängig von dieser Überlegung gibt
es weitere Gründe, die allein zur Abwei­
sung der Klage ausreichen.

Da sich die Abschaffung des Ausgleichs­
betrages nicht unmittelbar auf die Höhe
des Verkaufspreises auswirkt, den der In­
haber einer Bescheinigung über die Vor­
ausfestsetzung der Beihilfe verlangt, be­
steht kein unmittelbarer Ursachenzusam­

menhang zwischen dem aus dem vermin­
derten Marktwert herrührenden etwaigen
Schaden und dem Akt der Abschaffung.
Außerdem hat die Klägerin nicht einmal
dargetan, daß die Verträge über die zum
Verkauf innerhalb der Gemeinschaft be­

stimmten Mengen, für die vorher eine
Beihilfe festgesetzt worden war, entgegen
der wohl üblichen Praxis erst nach dieser

Festsetzung abgeschlossen worden sind.

Schließlich bezeichnet die Klägerin sel­
ber die von ihr gewählte Art der Scha­
densberechnung als etwas abstrakt; sie
multipliziert nämlich die Menge, für die
ihr Vorausfestsetzungsbescheide erteilt
worden sind, mit dem abgeschafften Aus­
gleichsbetrag. Eine solche Berechnungs­
weise wäre nur dann zulässig, wenn darge­
tan werden könnte, daß der innergemein­
schaftliche Marktpreis genau um den Be­
trag des abgeschafften Ausgleichsbetrages
gesunken ist und dieser Preisrückgang
eine unmittelbare Folge der Abschaffung

darstellt. Folgt man jedoch dem unbestrit­
tenen Vortrag der Beklagten, daß der
Preis für Rapsöl schon in den beiden
Monaten vor der besagten Abschaffung
einen plötzlichen Rückgang erfahren
habe und die verschiedenen Preissenkun­

gen b.ei diesem Erzeugnis vor und nach
der Abschaffung der Ausgleichsbeträge
die Preisrückgänge bei anderen Ölsorten
widerspiegelten, so läßt sich ein Ursa­
chenzusammenhang zwischen dem Vor­
gehen der Kommission und der Minde­
rung des Rapsölhandelswertes nicht mit
Sicherheit feststellen.

Die Klage ist daher insoweit zur Abwei­
sung reif, sei es, weil der Eintritt eines
Schadens überhaupt nicht bewiesen ist,
oder sei es — falls der Marktpreis inner­
halb der Gemeinschaft gesunken ist —,
weil der erforderliche Ursachenzusam­

menhang zwischen der Maßnahme der
Kommission und diesem Schaden in kei­

ner Weise dargetan ist.

3. Der andere Schadensposten ergibt
sich aus der unterbliebenen Zahlung von
Ausgleichsbeträgen bei der Ausfuhr von
8 000 t Ware, für die der Klägerin im
Wege der vorherigen Festsetzung eine
Erstattung bei der Ausfuhr nach Artikel
28 der bereits genannten Verordnung Nr.
136/66 des Rates bewilligt worden war.
Insoweit soll sich der Schaden genau mit
dem Ausgleichsbetrag decken, den der
Exporteur bei Abschluß des Kaufvertra­
ges einkalkuliert, aber für die Menge, für
die ihm noch unter der Geltung der Aus­
gleichsbetragsregelung im Wege der Vor­
ausfestsetzung eine Ausfuhrerstattung
bewilligt worden war, nicht erhalten hat.

Die Kommission hält die Klage auch in­
soweit für unzulässig, weil der behauptete
Schaden mit den nicht gezahlten Aus­
gleichsbeträgen vollkommen identisch
sei, so daß die Schadensersatzklage letzt­
lich als Klage auf Bewirkung einer angeb­
lich geschuldeten Geldleistung zu werten
sei. Die Kommission meint, zur Zulässig­
keit einer Schadensersatzklage gehöre das
Vorliegen eines Schadens, der nicht mit
dem Verlust der finanziellen Vorteile
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identisch sei, der mit der Abschaffung
der Ausgleichsbeträge eintrete.

Der Gerichtshof hat jedoch wiederholt
entschieden, daß die Schadensersatzklage
gegenüber der Anfechtungsklage ein
selbständiger Rechtsbehelf ist, weil sie
nicht die Beseitigung einer bestimmten
Maßnahme, sondern den Ersatz des von
einem Organ bei seiner Tätigkeit dem
einzelnen verursachten Schadens zum

Ziel hat (Urteil 9 und 11/71, Compagnie
d'approvisionnement, de transport et de
crédit und Grands Moulins de Paris —

Slg. 1972, 404). Anhand dieses Unterschei­
dungsmerkmales hat der Gerichtshof die
Zulässigkeit einer Schadensersatzklage
für den Fall bejaht, daß der behauptete
Schaden für den einzelnen mit dem Be­

trag der Ausgleichsbeträge identisch war,
den die Kommission nach Ansicht der

Klägerin bei der Ausfuhr eines bestimm­
ten Erzeugnisses hätte festsetzen müssen
(Urteil 43/72, Merkur — Slg. 1973, 1069
und 1070), ebenso wie für den Fall, daß
der behauptete Schaden genau dem Un­
terschiedsbetrag zwischen der nach gel­
tendem Recht gewährten Subvention und
der Subvention entsprach, die zu gewäh­
ren gewesen wäre, wenn die Regelung
den Vorstellungen der Klägerin entspro­
chen hätte (Urteil Merkur — a.a.O.).

Auch wenn es sich um eine allgemeine
normative Regelung handelt, ist bei der
Prüfung der Frage, ob das Schadensersatz­
begehren nicht im Ergebnis auf eine An­
fechtung des angeblich schadensauslösen­
den Rechtsaktes hinausläuft, darauf abzu­
stellen, wie sich die schadenstiftende
Handlung und ihre Auswirkungen aus
der Sicht des Klägers — und nicht aus
allgemeiner Sicht — darstellen. Nach al­
lem kann die Tatsache, daß sich der an­
gebliche Individualschaden mit dem Be­
trag deckt, den die Klägerin möglicher­
weise geltend machen könnte, wenn der
schadenstiftende Rechtsakt aufgehoben
würde, meiner Ansicht nach im vorliegen­
den Fall nicht die Unzulässigkeit der
Schadensersatzklage rechtfertigen, weil
selbst ein der Klage stattgebendes Urteil
allein zugunsten der Klägerin wirken

und die von der Kommission durch allge­
meine Regelung bewirkte Beseitigung
der Ausgleichsbeträge unberührt lassen
würde. Daher ist zu prüfen, ob die Klage
in diesem Punkte begründet ist.

4. Zur Begründung ihres Begehrens
macht die Klägerin vor allem geltend,
Artikel 7 der Verordnung Nr. 974/71 des
Rates sei verletzt worden. Die Vorschrift

bestimmt: „Von der in dieser Verord­
nung vorgesehenen Ermächtigung darf
nicht teilweise oder zeitweilig Gebrauch
gemacht werden."

Es muß jedoch bemerkt werden, daß
diese Vorschrift lediglich regelt, inwie­
weit die festgesetzten Ausgleichsbeträge,
sofern solche auf dem Sektor der betref­

fenden Erzeugnisse gelten, anzuwenden
sind, und der Kommission sicher nicht
die Befugnis nimmt, diese Ausgleichsbe­
träge abzuschaffen, falls die zur Erhal­
tung der Funktionsfähigkeit der gemein­
samen Marktordnung erforderlichen Vor­
aussetzungen, die unter den in der letz­
ten Begründungserwägung der Verord­
nung Nr. 974/71 genannten Gesichts­
punkten die Anwendung dieser Beträge
rechtfertigen, nicht mehr erfüllt sind.

Die Klägerin ist überdies der Auffassung,
die Kommission habe mit der Abschaf­

fung der Ausgleichsbeträge die ihr vom
Rat eingeräumte Ausführungsermächti­
gung überschritten.

Ich möchte jedoch bemerken, daß die
Ausgleichsbeträge als reine Ubergangs­
maßnahmen dazu bestimmt waren, in
einer Zeit, in der das internationale Wäh­
rungssystem von festen zu schwankenden
Wechselkursen übergegangen war, das
Schlimmste zu verhüten. Es besteht kein

Zweifel, daß das System der Währungs­
ausgleichsbeträge auf mittlere oder lange
Sicht die Einheit des Agrarmarktes er­
schüttert und Wettbewerbsverzerrungen
heraufbeschworen hätte. Kurzfristig recht­
fertigt sich ein solches System dagegen
insofern, als es verhindert, daß jede
Schwankung der Wechselkurse sofort auf
die in Landeswährung ausgedrückten
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Agrarpreise durchschlägt: Die in der
Währung des ab- oder aufweitenden Lan­
des ausgedrückten Preise für landwirt­
schaftliche Erzeugnisse bleiben unverän­
dert, die Verordnung Nr. 974/71 des Ra­
tes ermächtigt jedoch zur Vermeidung
von Störungen der Handelsströme vor­
übergehend den Staat, dessen Währung
eine Höherbewertung erfahren hat, Aus­
gleichsbeträge bei der Einfuhr zu erhe­
ben und bei der Ausfuhr zu gewähren.
Obwohl sie über einen langen Zeitraum
hinweg angewendet wurden, müssen die
Ausgleichsbeträge also immer als vom
System abweichende Sondermaßnahmen
gesehen werden; daher sind sie, solange
das Gemeinschaftssystem noch nicht so
weit entwickelt ist, daß sich die mit Wäh­
rungsschwankungen und Ausgleichsbeträ­
gen verbundenen Unzuträglichkeiten ver­
meiden lassen, nur insoweit gerechtfer­
tigt, als sie zur Vermeidung von Schlim­
merem unentbehrlich sind, als sie also
der Gefahr entgegenwirken, daß die ge­
meinsamen Marktorganisationen durch
Währungsschwankungen in ihrer Funk­
tionsfähigkeit beeinträchtigt werden.

Wenn die Anwendung der Ausgleichsbe­
träge nicht mehr unentbehrlich zur
Vermeidung von Störungen im Warenver­
kehr der betreffenden Erzeugnisse ist,
wenn also, um mit der Verordnung Nr.
974/71 des Rates zu sprechen, die Inzi­
denz der Währungsmaßnahmen auf die
Preise der Grunderzeugnisse, für die In­
terventionsmaßnahmen vorgesehen sind,
zwar weiter besteht, ohne jedoch zu
Schwierigkeiten zu führen, dann ist das
Organ, das über die Anwendung der Aus­
gleichsbeträge auf dem Sektor der betref­
fenden Erzeugnisse zu entscheiden hat,
auch ohne ausdrückliche Vorschrift un­

zweifelhaft zur Abschaffung der Beträge
berechtigt.

5. Die Klägerin meint weiter, durch die
schlichte und einfache Abschaffung der
Beträge, mit denen sie gerechnet habe,
als sie die Verpflichtung zum Verkauf
von 8 000 t Waren nach Drittländern

eingegangen sei, werde ihre berechtigte
Erwartung enttäuscht und ihr wohlerwor-

bener Anspruch auf Anwendung der im
Zeitpunkt der Vorausfestsetzung der Aus­
fuhrerstattungen geltenden Regelung ver­
eitelt.

Wie der Gerichtshof früher bereits ent­

schieden hat, sind die von der Gemein­
schaft im Rahmen der gemeinsamen
Agrarpolitik eingeführten Ausgleichsbe­
träge nicht dazu da, die einzelnen über
die Ausfuhrerstattungen hinaus zusätz­
lich zu schützen; vielmehr stellen sie le­
diglich einen Ausgleich für die Unzuträg­
lichkeiten dar, die Währungsschwankun­
gen im Anschluß an die Aufgabe fester
Wechselkurse für das Funktionieren der

gemeinsamen Marktorganisation mit sich
Dringen, wodurch es ermöglicht wird, die
Einheitlichkeit der Agrarpreise und des
Agrarmarktes zu erhalten (EuGH 24. Ok­
tober 1973 — Balkan, 5/73 — Slg. 1973,
1109).

Ist aus der Tatsache, daß keine Rechtsvor­
schriften über eine vorherige Festsetzung
der Ausgleichsbeträge vorhanden sind
(eine Regelung übrigens, die der Aus­
gleichsfunktion dieser Beträge im Falle
von Wechselkursschwankungen kaum
gerecht würde, setzt diese doch voraus,
daß sich die Beträge nach der tatsächli­
chen Währungslage im Zeitpunkt der
Abwicklung des Geschäfts bestimmen,
für das sie gezahlt werden), und auch
keine besonderen Ubergangsvorschriften
bestehen, allgemein zu folgern, daß die
Unternehmer sich in keinem Fall auf die

ihnen günstigere Regelung berufen kön­
nen, die bei Eingehung ihrer Verbindlich­
keit in Kraft war?

Der allgemeine Grundsatz, daß Gesetzes­
änderungen, soweit nichts Abweichendes
bestimmt ist, auf die künftigen Wirkun­
gen unter dem alten Recht entstandener
Sachverhalte anwendbar sind (Urteil
1/73, Westzucker — Slg. 1973, 723) er­
fährt eine Einschränkung von Rechts
wegen nur in besonders gelagerten Fäl­
len, in denen sogenannte wohlerworbene
Rechte zu berücksichtigen sind. In
einem solchen Falle braucht der Berech­

tigte die Befriedigung seines Anspruchs
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nicht unter dem Gesichtspunkt der außer­
vertraglichen Haftung der Gemeinschaft
zu suchen; vielmehr kann er die Erfül­
lung einer Verbindlichkeit verlangen, die
das Gesetz selber begründet. Handelt es
sich dagegen um eine Neuregelung, die
bloßen Erwartungen zuwiderläuft, ohne
Rechte zu verletzen, so stellt sich die
Frage der außervertraglichen Haftung der
öffentlichen Hand für die den Bürgern
daraus erwachsenen Schäden nur dann,
wenn der Schaden grundlos zugefügt
wird und in unmittelbarem Zusammen­

hang mit einem rechtswidrigen Verhal­
ten der Gemeinschaft steht.

Im Unterschied zur Erwartung, die im
rein Subjektiven wurzelt, auch wenn sie
an einen von der Verwaltung geschaffe­
nen Sachverhalt oder an deren Verhalten

anknüpft, muß sich das wohlerworbene
Recht unmittelbar aus dem für das betref­

fende Gebiet geltenden objektiven Recht
herleiten lassen. Wie wir indes gesehen
haben, dienten die Ausgleichsbeträge
nicht dazu, den Unternehmern über die
anderen zu ihren Gunsten im Rahmen

der gemeinsamen Marktorganisationen
vorgesehenen Hilfsmaßnahmen hinaus
zusätzlichen Schutz zu bieten; vielmehr
waren sie dazu bestimmt, diese Organisa­
tionen trotz der Währungsschwankun­
gen, die ihr Funktionieren zu gefährden
drohten, mehr oder weniger funktionsfä­
hig zu erhalten.

Damit der Ausgleichsbetrag seinem
Zweck, die durch die Währungsschwan­
kungen aufgetretenen Störungen zu besei­
tigen, im Interesse des Funktionierens
der gemeinsamen Agrarmarktorganisa­
tion und nicht im unmittelbaren Inter­

esse einzelner gerecht werden kann, muß
er den Unterschied zwischen der dem In­

ternationalen Währungsfonds erklärten
Parität der betreffenden Währung und
dem tatsächlichen Wechselkurs dieser

Währung ausgleichen können, der nor­
malerweise anhand der Verhältnisse zur

Zeit der Durchführung des Geschäfts zu
ermitteln ist, für das der Ausgleichsbetrag
gewährt wird (so das auf der Grundlage
der Verordnung Nr. 974/71 vom

12.5.1971 angewandte System, das bis
zu seiner grundlegenden Änderung
durch die Verordnung Nr. 1112/73 vom
30.4. 1973 in Kraft geblieben ist). Im
Gegensatz zu den Erstattungen bei der
Ausfuhr wäre die vorherige Festsetzung
des Ausgleichsbetrages nicht das geeignet­
ste Mittel, um die funktionsgerechte Ent­
faltung dieses Systems sicherzustellen,
denn angesichts der raschen Änderun­
gen, denen die Wechselkurse unterlie­
gen, könnte die vorherige Festsetzung für
die Unternehmer Verluste oder unge­
rechtfertigte Spekulationsgewinne mit
sich bringen. Auch ist die unterschied­
liche Zielsetzung zwischen der Ausfuhrer­
stattung und dem Ausgleichsbetrag zu
berücksichtigen: Die Erstattung soll den
Unterschied zwischen dem höheren Ge­

meinschaftspreis und dem Weltmarkt­
preis ausgleichen; der Ausgleichsbetrag
dagegen diente seinerzeit dazu, das Ge­
fälle zwischen der amtlichen Parität der

betreffenden Währung und ihrem tatsäch­
lichen Wechselkurs gegenüber dem Dol­
lar zu beseitigen, soweit dies für das
Funktionieren der gemeinsamen Marktor­
ganisationen erforderlich war. Wir haben
es also mit ganz und gar verschiedenen
und voneinander unabhängigen Maßnah­
men zu tun; deshalb ist es mangels aus­
drücklicher gesetzlicher Vorschrift nicht
angängig, im Wege der Auslegung einen
echten Anspruch auf Zahlung eines Aus­
gleichsbetrages aus der bloßen Tatsache
herzuleiten, daß dem Unternehmer im
Vorausfestsetzungsverfahren eine Aus­
fuhrerstattung bewilligt worden ist.

Vorbehaltlich ausdrücklicher Bestim­

mung, wie sie die Kommission später
ganz allgemein für den Getreidesektor
durch die Verordnung Nr. 837/72 vom
24. April 1972 (ABl. L 98, S. 10) traf,
durch die ein Anspruch auf Anwendung
der früheren Regelung für den Fall be­
gründet wurde, daß die Ausgleichsbeträge
zu Ungunsten der Unternehmer geändert
wurden, kann deshalb aus der vorherigen
Festsetzung der Ausfuhrerstattung kein
Anspruch auf Gewährung der im Zeit­
punkt dieser Vorausfestsetzung geltenden
Ausgleichsbeträge hergeleitet werden,
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weil sich dies mit der eigentlichen Funk­
tion der Ausgleichsbeträge nicht vereinba­
ren läßt.

Das geschilderte System steht sonach der
Annahme entgegen, daß aufgrund der
hier einschlägigen Vorschriften ein An­
spruch auf Gewährung des Währungsaus­
gleichsbetrages entstanden ist, der im
Zeitpunkt der Vorausfestsetzung der Aus­
fuhrerstattung anwendbar war.

6. Somit bleibt zu prüfen, ob das allge­
meine Gebot des Vertrauensschutzes und
— damit verbunden — der Verkehrssi­

cherheit vorliegend die Feststellung recht­
fertigt, daß sich die Kommission einen
Pflichtverstoß hat zuschulden kommen

lassen, der eine Haftung für die daraus
entstandenen Schäden begründet, weil
sie auf dem Öl- und Fettsektor die Aus­

gleichsbeträge abgeschafft hat, ohne Über­
gangsvorschriften zum Schutz der Interes­
sen derjenigen Unternehmer vorzusehen,
die berechtigterweise auf die Fortgeltung
des im Zeitpunkt des Abschlusses eines
Kaufvertrages anwendbaren Ausgleichsbe­
träge vertrauen durften.

Zwar weist das Problem, das sich uns
somit stellt, Ähnlichkeiten mit dem Fra­
genkreis auf, mit dem wir uns in der
durch Urteil vom 18. März 1975 entschie­

denen Rechtssache 78/74, Deuka, zu be­
fassen hatten, doch ist es durchaus anders
gelagert, da vorliegend, wie wir gesehen
haben,' im Gegensatz zu der Ansicht, die
sich in jenem Fall vielleicht halten ließ,
angesichts der vom Rat getroffenen
Grundregelung sicherlich keine Rede da­
von sein kann, daß sich aus der Verord­
nung, die geändert bzw. aufgehoben
wurde, wohlerworbene Rechte herleiten
lassen. Dagegen ist zuzugeben, daß der
Gerichtshof unter Berücksichtigung der
Rechte, die im Rahmen der früher für
die Gewährung einer Denaturierungsprä­
mie für Weichweizen geltenden Rege­
lung aus der Erfüllung der vom Gemein­
schaftsrecht aufgestellten Formerforder­
nisse erwuchsen, im Wege einer berichti­
genden Auslegung die Gültigkeit der sei­
nerzeit zur Prüfung stehenden Verord-

nung feststellen und den einschlägigen
Bestimmungen einen Sinn beilegen
konnte, der die Wahrung etwaiger wohler­
worbener Rechte ermöglichte und es der
Kommission zur Rechtspflicht machte,
diese Rechte zu beachten.

7. Wird eine Klage auf Ersatz eines zu
Unrecht erlittenen Schadens erhoben, so
setzt die Anerkennung eines schützens­
weiten subjektiven Interesses zunächst
voraus, daß sich dieses Interesse mit der
Zielsetzung der Verordnung. vereinbaren
läßt, aus der der Schaden hergeleitet
wird.

Ist dies zu bejahen, so muß weiter ge­
prüft werden, ob die Kommission da­
durch, daß sie sich über dieses Interesse
hinweggesetzt hat, einen Rechtssatz oder
einen Rechtsgrundsatz verletzt hat, der
geeignet ist, die Haftung der Gemein­
schaft für einen etwaigen Schaden auszu­
lösen.

Die erste Frage kann nicht allein mit
Begründungen verneint werden wie: Die
Ausgleichsbeträge bei der Ausfuhr hätten
ohne ihr notwendiges „Pendant", die Aus­
gleichsbeträge bei der Einfuhr, keinen
Sinn mehr, oder: Die Abschaffung
müsse, wenn sie erst einmal beschlossen
sei, unverzüglich in die Tat umgesetzt
werden. Denn diese Erwägungen schlie­
ßen nicht von vornherein aus, daß dieje­
nigen Sachverhalte unberührt bleiben,
die auf vor Erlaß der neuen Regelung
unwiderruflich abgeschlossenen Rechtsge­
schäften beruhen. Bereits vor Erlaß der

Verordnung Nr. 837/72, die ganz allge­
mein auf den Schutz der Erwartungen
der Betroffenen im Falle einer Änderung
der Ausgleichsbeträge zu ihren Ungun­
sten abzielte, indem sie die Anwendung
des Ausgleichsbetrages bei der Ausfuhr
ermöglichte, der in dem betreffenden Mit­
gliedstaat am Tage der Vorausfestsetzung
der Erstattung galt, traf die Kommission
Vorkehrungen, um zu vermeiden, daß die
Änderung der im Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses geltenden Regelung für die Un­
ternehmer nachteilige Folgen mit sich
brachte. Zu diesem Zweck ergriff sie eine
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Reihe von allgemeinen und von Spezial­
maßnahmen, um die Interessen und Er­
wartungen der Unternehmer im Falle
einer ihnen nachteiligen Änderung der
Währungsausgleichsbeträge zu schützen.
Dies beweist, daß derartige Maßnahmen
nicht grundsätzlich unvereinbar mit Maß­
nahmen zur Änderung oder Abschaffung
der Ausgleichsbeträge sind. Ich möchte
in dieser Hinsicht an die Verordnung Nr.
1013/71 der Kommission vom 17. Mai

1971 (ABl. L 110, S. 8) erinnern, welche
die Anwendungsmodalitäten der Verord­
nung Nr. 974/71 des Rates über die Ein­
führung von Ausgleichsbeträgen regelt.
In dieser Verordnung nimmt die Kom­
mission Verträge, die spätestens zwei
Tage vor Inkrafttreten dieser Anwen­
dungsverordnung abgeschlossen wurden,
von der Erhebung des Ausgleichsbetrages
bei der Einfuhr aus, falls dieser andere
wirtschaftliche Folgen haben würde, als
sie ohne die Währungsmaßnahmen ein­
getreten wären.

Nach den diesem Rechtsstreit zugrunde­
liegenden Ereignissen trug die Kommis­
sion im Anschluß an die Einführung
eines für den Sektor der uns interessieren­

den Erzeugnisse bestimmten Sondersy­
stems von Differenzbeträgen, die bei der
Verarbeitung oder der Ausfuhr von Raps-
und Rübsensamen erhoben oder gewährt
wurden, um die Inzidenz der von den ein­
zelnen Mitgliedstaaten praktizierten
Wechselkurse auf die Preise dieser Saaten

auszugleichen, durch Verordnung Nr.
2041/73 vom 27. Juli 1973 (ABl. L 207,
S. 33) der Tatsache Rechnung, daß der
Differenzbetrag infolge der am 4. Juni
1973 in Kraft getretenen allgemeinen
Neuordnung der Ausgleichsbetragsrege­
lung nicht mehr dem Verhältnis der
Währung des jeweiligen Mitgliedstaates
zum US-Dollar entsprach und ein Unter­
nehmer, dem vor Inkrafttreten des neuen
Differenzbetragssystems im Wege der
Vorausfestsetzung eine Beihilfe oder eine
Erstattung bewilligt worden war, wegen
der Entwicklung, die der Dollar im Zeit­
punkt des Ubergangs von dem einen
zum anderen System durchgemacht
hatte, einen Schaden zu erleiden drohte.

Aus diesen Gründen erklärte die Kom­

mission auf Antrag der Betroffenen den
früheren Differenzbetrag für anwendbar,
falls für das betreffende Geschäft vor
dem Inkrafttreten der durch die Verord­

nung Nr. 1356/73 des Rates (ABl. L 141,
S. 28) eingeführten Neuregelung die
vorherige Festsetzung der Erstattung oder
.der Beihilfe beantragt worden war.

Die Verordnung Nr. 1608/74 der Kom­
mission vom 26. Juni 1974 (ABl. L 170,
S. 38) eröffnete dann die Möglichkeit, ein­
zelfallbezogen der besonderen Lage des
jeweiligen Unternehmers Rechnung zu
tragen, um den Schaden abzuwenden,
den einzelne infolge der Währungsmaß­
nahmen bei der Erfüllung früher einge­
gangener vertraglicher Verpflichtungen
zu erleiden drohten, weil die Währungs­
ereignisse größere Belastungen bei der
Einruhr oder bei der Ausfuhr für sie mit
sich brachten. Die durch diese Verord­

nung geschaffene Neuregelung wurde
mit rückwirkender Kraft seit dem 4. Juni
des Vorjahres zugunsten der Unterneh­
mer angewendet.

Diese verschiedenen Beispiele zeigen,
daß die Kommission das im vorliegen­
den Fall aufgeworfene Problem sehr
wohl erkannt und mehrfach unter Billig­
keitsgesichtspunkten, auf die in den er­
wähnten Verordnungen ausdrücklich ab­
gestellt wird, zu lösen versucht hat. Die
Tatsache, daß die Kommission in unse­
rem Falle reinen Billigkeitsgründen nicht
Rechnung getragen hat, genügt aber, wie
auf der Hand liegt, nicht zur Begründung
ihrer außervertraglichen Haftung, weil
diese nicht durch jedes beliebige schädi­
gende Verhalten, sondern nur durch ein
rechtswidriges Verhalten ausgelöst wird.
Da es sich hier aber um einen Schaden

aus einem Rechtsetzungsakt handelt, der
unter anderem auf wirtschaftspolitischen
Wertungen beruht, setzt die Haftung der
Gemeinschaft eine besonders qualifi­
zierte Verletzung voraus.

8. Es besteht kein Zweifel, daß die In­
teressen einzelner, auch wenn es sich um
eine zahlenmäßig große Gruppe handelt,
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zurückstehen müssen, wenn das öffent­
liche Interesse dies verlangt. Läßt sich
jedoch, wenn es, abgesehen von einer
Entlastung des Haushalts, weder erforder­
lich noch zweckmäßig ist, Individualinter­
essen zu opfern und legitime Erwartun­
gen zu enttäuschen, die Existenz eines all­
gemeinen Grundsatzes des Gemein­
schaftsrechts bejahen, der es den Gemein­
schaftsorganen zur Pflicht macht, Vorkeh­
rungen zum Schutz dieser Interessen zu
treffen? Ich halte es für gewagt, auf eine
so weitreichende Frage eine allgemeingül­
tige Antwort geben zu wollen. Die Frage
läßt sich sachdienlicher und angemesse­
ner beantworten, wenn sie für einen fest
umrissenen Sachbereich gestellt und un­
ter Berücksichtigung der Umstände be­
handelt wird, die bei dem Erlaß einer
Regelung, durch die eine bestehende Re­
gelung geändert wird, eine Rolle spielen.

Um möglichst fallbezogen zu bleiben,
empfiehlt es sich, auf die beim Erlaß der
fraglichen Verordnung Nr. 189/72 der
Kommission maßgeblichen Erwägungen
einzugehen, die durch die Ausführungen
der Beklagten im Laufe dieses Rechts­
streits eine weitere Aufhellung erfahren
haben. In dieser Verordnung wird festge­
stellt, die Anwendung der Ausgleichsbe­
träge auf dem betreffenden Gebiet sei zur
Vermeidung von Störungen im Handel
nicht mehr unbedingt erforderlich, weil,
so hat die Kommission im Laufe des

Rechtsstreits erläutert, 84 % der Gemein­
schaftsproduktion abgesetzt oder so gut
wie vermarktet seien. Die Ausgleichsbe­
träge sollen den Unternehmen nicht die
mit Währungsschwankungen verbunde­
nen Wechselkursrisiken abnehmen, son­
dern, wie bereits bemerkt, lediglich ver­
meiden, daß das System der Agrarpreise
und insbesondere das Funktionieren der

Interventionsmechanismen, gefährdet
wird. Dies kann insbesondere durch spe­
kulative Geschäfte bewirkt werden, die
als Mittel dazu dienen, aus den zwischen
den Staaten bestehenden Währungsdispa­
ritäten Profit zu schlagen. Angesichts die­
ser Zielsetzung durfte die Kommission
sich durchaus auf den Standpunkt stel­
len, daß von den geringen Restbeständen

der noch zum Verkauf anstehenden in­

nergemeinschaftlichen Ernte in dieser
Hinsicht keine wirkliche Gefahr ausge­
hen konnte.

Indessen bestand die nach Feststellung
der Kommission bereits vermarktete

Gemeinschaftserzeugung zu mehr als
30 % aus Mengen, die zwar als verkauft
angesehen werden konnten, weil für sie
im Wege der Vorausfestsetzung Erstattun­
gen bei der Ausfuhr oder Beihilfen bewil­
ligt worden waren, die der Erwerber aber
noch nicht ausgeliefert erhalten hatte.
Wir wissen nicht, welcher Teil dieser
Quote zum Export bestimmt war. Wie
dem auch sei, wurde mit Bezug auf die­
sen restlichen Teil der Gemeinschaftspro­
duktion zwar dem Umstand Rechnung
getragen, daß der festgesetzte Ausgleichs­
betrag der Gemeinschaft seinen Zweck
erfüllt hatte, doch wurde nichts unter­
nommen, um den Erwartungen der Un­
ternehmer gerecht zu werden, die Liefer­
verpflichtungen für die Mengen eingegan­
gen waren, für die sie Bescheinigungen
über die vorherige Festsetzung von Erstat­
tungen erhalten hatten. Den Anspruch
auf Gewährung von Ausgleichsbeträgen
nur deshalb zu entziehen, weil dieser Teil
der Gemeinschaftserzeugung, mag er nun
groß oder klein gewesen sein, praktisch
vom Binnenmarkt verschwunden war, er­
scheint schwerlich vereinbar mit den
Grundsätzen der Fairneß und der Wah­

rung von Treu und Glauben, die das Ver­
halten der öffentlichen Verwaltung ge­
genüber den Bürgern bestimmen müs­
sen.

In der Begründung der bereits erwähnten
Verordnung Nr. 837/72, in der im Zuge
der Änderung der Währungsausgleichsbe­
tragsregelung der am Tage der Vorausfest­
setzung der Erstattung bei der Ausfuhr
gültige Ausgleichsbetrag für anwendbar
erklärt wird, erkennt die Kommission aus­
drücklich die grundlegende wirtschaft­
liche Tatsache an, daß die Unternehmer,
für die eine Erstattung bei der Ausfuhr
im voraus festgesetzt wird, bei ihrer Kal­
kulation nicht allein auf die Gewährung
dieser Erstattung, sondern auch auf die
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Gewährung der Währungsausgleichsbe­
träge abstellen.

Vergegenwärtigt man sich, daß, wie die
Kommission ausgeführt hat, eine der
Funktionen der Ausgleichsbeträge bei
der Ausfuhr von Raps die Aufrechterhal­
tung der herkömmlichen Warenströme
war, so mag es wenig folgerichtig erschei­
nen, daß anhand der von den Unterneh­
mern im Zusammenhang mit den Vor-
ausfestsetzungen bei der Ausfuhr einge­
gangenen Verbindlichkeiten die Errei­
chung dieses Ziels festgestellt und zu­
gleich die Zahlung der Ausgleichsbeträge
an diejenigen eingestellt wurde, die im
Vertrauen auf diese Beträge die besagten
Verkaufsverpflichtungen auf sich genom­
men hatten, aus deren Bestehen die Kom­
mission dann Folgerungen zog, als sie
den Beschluß faßte, die Ausgleichsbe­
träge abzuschaffen. Diese Geschäfte be­
zog die Kommission mit anderen Wor­
ten in ihre Überlegungen ein. Gerade
weil sie getätigt worden waren, konnte
die Kommission die Währungsausgleichs­
beträge abschaffen. Spielten sie aber bei
der Beurteilung der Absatzlage der Ge­
meinschaftsproduktion eine so entschei­
dende Rolle, daß sie die Abschaffung der
Ausgleichsbeträge rechtfertigten, so ist
daraus folgerichtig zu schließen, daß die
Abschaffung nur die Erzeugnisse berüh­
ren durfte, die noch nicht vermarktet wa­
ren, nicht aber diejenigen, die bei der
Entscheidung, es bestehe kein Bedürfnis
mehr für die Gewährung von Ausgleichs­
beträgen bei der Ausfuhr, als bereits ver­
marktet berücksichtigt worden waren.

Es besteht daher ein gewisser Wider­
spruch zwischen den tragenden Gründen
der Verordnung und der Tatsache, daß
der im Ergebnis zur Ausfuhr bestimmte
Teil der Gemeinschaftsproduktion zwar
insofern in die wirtschaftliche Gesamt­

beurteilung einging, als er einen der
Gründe für die Entscheidung lieferte, die
Ausgleichsbeträge abzuschaffen, im übri­
gen aber unberücksichtigt blieb.

Ich beabsichtige selbstverständlich nicht,
die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit

der von der Kommission beschlossenen

Abschaffung der Ausgleichsbeträge auf
dem Sektor der hier fraglichen Erzeug­
nisse in Zweifel zu ziehen. Dabei messe

ich dem Umstand Bedeutung bei, daß
fast die gesamte Gemeinschaftsernte des
laufenden Wirtschaftsjahres so gut wie
abgesetzt war und der Gemeinsame
Markt auf diesem Sektor durch ein Defi­

zit gekennzeichnet ist. Unser Problem
liegt einfach darin zu klären, ob eine Haf­
tung dadurch begründet wurde, daß die
Ausgleichsbeträge (ohne daß dies zur Er­
reichung des mit der Aufhebungsverord­
nung verfolgten Zwecks notwendig gewe­
sen wäre) auch für den Teil der Gemein­
schaftsproduktion beseitigt wurden, der
zwar praktisch aus dem Wirtschaftskreis­
lauf ausgeschieden war (und dementspre­
chend auch von der Kommission bei ih­

rer Entscheidung über die Zweckmäßig­
keit bzw. Notwendigkeit der Abschaffung
der Währungsausgleichsbeträge berück­
sichtigt wurde), da insoweit bereits ver­
tragliche Verpflichtungen bestanden und
im Wege der Vorausfestsetzung Aus­
fuhrerstattungen bewilligt worden waren,
aber mangels tatsächlicher Abwicklung
der Ausfuhr noch nicht in den Genuß

der Ausgleichsbeträge gekommen war.

Kann der Mangel an Folgerichtigkeit, der
die Aufhebungsverordnung insofern
kennzeichnet, als es mit den Erwägun­
gen, die zu ihrem Erlaß führten, unverein­
bar ist, daß Ubergangsvorschriften zum
Schutz der Erwartungen der Exporteure
fehlen, denen im Wege der Vorausfestset­
zung Ausfuhrerstattungen bewilligt wor­
den waren, eine außervertragliche Haf­
tung der Gemeinschaft gegenüber der
Klägerin begründen?

Nach Ihrer ständigen Rechtsprechung
könnte die Frage nur dann bejaht wer­
den, wenn in diesem Verhalten eine be­
sonders qualifizierte Verletzung einer
höherrangigen Rechtsnorm zum Schutze
einzelner zu erblicken wäre.

Besonders ins Gewicht fällt, daß das Sy­
stem der Währungsausgleichsbeträge Aus­
nahmecharakter aufweist, denn es stellt
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an sich eine Abweichung vom Prinzip
einheitlicher Preise in der Gemeinschaft
dar und ist daher nur insoweit gerechtfer­
tigt, als es zur Vermeidung der oben er­
wähnten Schwierigkeiten unerläßlich ist.

Das Fehlen von Übergangsmaßnahmen
zur Wahrung der von der Klägerin gel­
tend gemachten Interessen, deren Schutz,
wie wir gesehen haben, nicht der eigent­
liche Zweck der Ausgleichsbeträge ist,
stellt daher, so gesehen, offenbar keine
Verletzung des Verhältnismäßigkeits­
grundsatzes dar.

In der Tatsache, daß eine reine, auf einer
derartigen Ausnahmeregelung beruhende
Erwartung nicht geschützt wurde, kann
als solcher also noch kein widerrechtli­

cher Haftungsauslöser gesehen werden.
Auch wenn unterstellt wird, daß der logi­
sche Widerspruch zwischen diesem unter­
lassenen Schutz und dem Grund, der
zum Erlaß der schädigenden Verordnung
führte, zu der Feststellung Veranlassung
gibt, daß dieser Rechtsakt einen Gültig­
keitsmangel aufweist, könnte doch keines­
falls eine außervertragliche Haftung der
Gemeinschaft anerkannt werden, weil
keine höherrangige Rechtsnorm zum
Schutze einzelner verletzt ist.

In der Gemeinschaftsordnung ist streng
zwischen der Fehlerhaftigkeit eines
Rechtsaktes und seiner Eignung zur Be-

gründung der außervertraglichen Haf­
tung des betreffenden Rechtsetzungsor­
gans zu unterscheiden, da nach der
Rechtsprechung des Gerichtshofes nicht
jeder Rechtsmangel eine Haftung auslöst.
Andernfalls würde die den einzelnen

eröffnete Möglichkeit, vor diesem Ge­
richtshof Klage auf Ersatz des durch eine
Gemeinschaftsverordnung entstandenen
Schadens zu erheben, praktisch das
gleiche Ergebnis zur Folge haben wie die
Aufhebung des betreffenden Rechtsaktes
und in Wirklichkeit darauf hinauslaufen,
die in Artikel 173 des Vertrages aus Grün­
den der Rechtssicherheit aufgerichteten
Schranken für Klagen von Privatperso­
nen gegen Rechtsakte mit Verordnungs­
charakter zu umgehen.

Logische Unstimmigkeiten in einer Maß­
nahme allgemeiner Tragweite, wie wir sie
in der Verordnung über die schlichte
und einfache Abschaffung der Ausgleichs­
beträge auf dem Sektor der betreffenden
Erzeugnisse festgestellt haben, bedeuten,
auch wenn unterstellt wird, daß sie die
Gültigkeit der Maßnahme in Frage stel­
len, keine Verletzung einer höherrangi­
gen Rechtsnorm, die zugleich dem beson­
deren Schutz der Rechtsstellung einzel­
ner dient.

Die Schadensersatzklage der Klägerin
kann daher nicht als begründet angese­
hen werden.

Deshalb ist die Klage abzuweisen. Die Kosten des Rechtsstreits sind von der
Klägerin zu tragen.
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